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Andreas Flock 

Sicherung des zweiten Rettungsweges –
notwendig oder verzichtbar? 
Ein Plädoyer für Systematik und Verhältnismäßigkeit – Teil 2

3	� Sicherheitstreppenraum bis zur  
Gebäudeklasse 5 (SiTr GK5)

Die Beantwortung der Frage nach bedarfsgerechter Ausrüs­
tung eines Sicherheitstreppenraums für Wohngebäude bis 
zur Gebäudeklasse 5 bedarf nun dieser Grundlagen:

�� der Eingrenzung des Einsatzbereichs,
�� der formalen Konkretisierung der Leistungsanforde­

rungen,
�� der auf Grundlage des Brandverlaufes konkretisierten 

Leistungsanforderungen,
�� der Ausrüstungen und ihrer Leistungen im Brandgesche­

hen.

3.1 Eingrenzung des Einsatzbereichs
Für die vorliegende Betrachtung wird der Einsatzbereich 
des SiTr GK5 wie folgt konkretisiert:

�� Einstufung des Gebäudes bis Gebäudeklasse 5,
�� Wohnnutzungen ohne Sonderbau-Eigenschaften,
�� Besonderer Schwerpunkt: Raumfolge Wohnung – Trep­

penraum ohne notwendigen Flur.
Die Übertragbarkeit der vorliegend vorgetragenen Systema­
tik auf andere als Wohnnutzungen ist grundsätzlich mög­
lich und ausdrücklich angestrebt, jedoch nicht Gegenstand 
der Betrachtung. Hier müssen nach Erfordernis weitere As­
pekte in die Überlegungen einbezogen werden. 

Abb. 1:  Sicherheitsniveau für ein Hochhaus: Ein Sicherheitstreppenraum 
muss so sicher sein wie zwei bauliche Rettungswege; der Einsatz von 
Rettungsgeräten der Feuerwehr ist nicht möglich.

Abb. 2:  Sicherheitsniveau für ein Wohngebäude bis zur Gebäudeklasse 
5: Eine Anleiterung ist akzeptabel. Die Analogie zum Hochhaus zeigt 
das geringere Restrisiko. Von dieser bauordnungsrechtlich akzeptierten 
Grundausstattung kann das Anforderungsprofil des Sicherheitstreppen-
raums für Gebäude bis zur Gebäudeklasse 5 abgeleitet werden.

Im ersten Teil der Betrachtung über angemessene Ausstattungen von Sicherheitstreppenräumen für 
Wohngebäude bis zur Gebäudeklasse 5 wurde die genehmigungstechnische Ausgangslage zusammen-
gefasst (Bauen+ 5|2018, S. 23 ff.). Nun sollen im vorliegenden zweiten Teil Leistungsanforderungen  
hergeleitet und brandschutztechnische Grundausstattungen eines solchen Sicherheitstreppenraums 
dargestellt werden.
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3.2 Konkretisierung der Leistungsanforderungen

Formaler Ansatz
Die bestehende Fundstelle zur Konkretisierung der Ausstat­
tungen von Sicherheitstreppenräumen findet sich in der 
MHHR. Dort werden für Hochhäuser grundsätzlich zwei 
notwendige Treppenräume als Grundausstattung gefordert. 
Der bis zur Gebäudeklasse 5 mögliche Verzicht auf einen 
Treppenraum nach § 35, 1, Satz 3, 2 und die – geometrisch 
bei einem Hochhaus nicht ansetzbare – Anleiterung kom­
men hier nicht zum Tragen.

Mit diesem Bezug und der Notwendigkeit der Wahrung 
des Verhältnismaßes muss der in § 33, 2, Satz 3 geforderte 
Sicherheitstreppenraum beim Einsatz in Gebäuden bis zur 
Gebäudeklasse 5 hinsichtlich seines Anforderungsprofils 
somit vom Sicherheitstreppenraum eines Hochhauses ab­
gegrenzt werden.

Auf die Festlegungen der MBO bezogen kann nun kon­
kretisiert werden, dass ein SiTr GK5 mindestens dasselbe 
Schutzniveau bereitstellen muss, wie eine nach § 33, 2 in 
Zusammenwirken mit § 35, 1, Satz 3, 2 mögliche Kombina­
tion von Rettungswegen, somit die Mindestausstattung aus 
notwendiger Treppe auch ohne Treppenraum und einer An­
leiterung.

Ein weiterer Ansatz zur Differenzierung und Konkretisie­
rung der Leistungsfähigkeit eines SiTr GK5 findet sich im 
nachgestellten Nebensatz des § 33, 1: So dürfen beide – ver­
tikalen, als Ersatz für das Freie geltenden – Rettungswege im 
Geschoss über denselben notwendigen Flur erreichbar sein. 
Seine Nutzbarkeit wird bestimmt durch das Anforderungs­
profil der Selbstrettung, die für den Rettungsweg im Ge­
schoss unabhängig von weiteren Sonderbautatbeständen 
einen Zeitraum von 30 Minuten umfasst. Nach diesem Zeit­
raum muss somit streng genommen für die Selbstrettung 
keiner der beiden notwendigen Treppenräume aus dem Ge­
schoss mehr erreichbar sein; wesentliche Anforderungen 
können nun auf die Sicherung des Lösch- und Rettungsein­
satzes bezogen werden.

In diesem Sinne muss die Dauerhaftigkeit der Erschlie­
ßung für den aus dem Freien vorgetragenen Vortrag des 
Löschangriffs der Feuerwiderstandsdauer des Tragwerks 
entsprechen, in der Gebäudeklasse 5 somit mindestens 90 
Minuten. Dieses Anforderungsprofil bestimmt die Ausstat­
tung des Treppenraums als Äquivalent für das Freie.

Der Begriff der Personen-Selbstrettung beinhaltet die 
Feststellung, dass keine fremde Hilfe zur Verfügung steht. 
Somit muss im betreffenden Zeitraum die Nutzbarkeit des 
Rettungsweges allein mithilfe seiner ortsfesten sicherheits­
technischen Ausstattung möglich sein.1

Für die weiteren Betrachtungen können die auf formaler 
Ebene konkretisierten Leistungsanforderungen wie folgt 
benannt werden:

1	 Die Selbstrettung mobilitätseingeschränkter Personen ist ohne fremde 
Hilfsmittel allein mit geeigneten Aufzügen oder mit ohne fremde Hilfe zu-
gänglichen Übergängen zu benachbarten, brandschutztechnisch geschütz-
ten Abschnitten möglich. Sofern diese Maßnahmen nicht gewählt werden 
können und auch personelle Maßnahmen nicht zur Verfügung stehen, bleibt 
die Feststellung, dass auch in einem Gebäude nach MBO mit Anleiterung 
als alternativem Rettungsweg eine eigenständige Rettung dieser Menschen 
nicht möglich ist. In wieweit diese Feststellung sich mit der angestrebten 
Gebäudenutzung und einer gewünschten Barrierearmut in Übereinstim-
mung bringen lässt, muss im Einzelfall befunden werden.

�� Erhalt der Nutzbarkeit des Treppenraums ohne fremde 
Hilfsmittel für einen Zeitraum von mindestens 30 Minu­
ten,

�� Erhalt der Nutzbarkeit des Treppenraums für den Vortrag 
des Löschangriffs bei Eintreffen der Einsatzkräfte für ei­
nen Zeitraum von mindestens 90 Minuten.

Ansatz aus dem Brandverlauf

Neben der Herleitung von Leistungsanforderungen aus der 
Begrifflichkeit der Regelwerke ist die Berücksichtigung des 
möglichen Brandverlaufs entscheidend. Dabei können so­
wohl die genaue Brandentwicklung über die Zeit wie auch 
ihre Intensität nicht genau abgegrenzt werden. Die nachfol­
genden Zeitangaben sind daher als Größenordnungen zu 
verstehen, nicht als präzise Angaben.

Die in der Schwelbrandphase beginnende Rauchent­
wicklung kann bereits nach etwa 42 Minuten ein lebensbe­
drohendes Maß erreicht haben. Zu diesem Zeitpunkt ist 
auch unter günstigen Voraussetzungen die pauschal ange­
setzte Meldefrist noch nicht beendet und der Alarm von der 
Feuerwehr noch nicht angenommen. Wenngleich die Nut­
zer der Brandwohnung nach bauaufsichtlichen Maßstäben 
auch nicht bestimmend sind für die Festlegung der brand­
schutztechnischen Ausrüstungen, ist diese Brandentwick­
lungsphase für sämtliche weiteren Schritte entscheidend. 
Meldet nicht bereits der vom Brand betroffene Nutzer an die 
Feuerwehr und erfolgt keine Alarmierung der anderen Nut­
zer des betroffenen Treppenaufgangs, entwickelt sich der 
Brand ungestört fort, andere können erst nach Versagen von 
Raumabschlüssen die Situation wahrnehmen, Bauteile wer­
den über einen längeren Zeitraum auf Temperatur und 
Rauchdruck beansprucht.

An dieser Stelle muss nochmals ausdrücklich darauf hin­
gewiesen werden, dass die der Brandwohnung benachbar­
ten Nutzungseinheiten die schutzwürdigen sind. Hier ist die 
Notwendigkeit begründet, geeignete Hilfsmittel vorzuse­
hen, um sämtliche Bewohner warnen zu können.

In der noch für weitere ca. 7 Minuten etwa bis zur 11. Mi­
nute andauernden Lokalbrandphase bestimmt die Rauch­
entwicklung und ein stetiges Aufheizen der weiteren Raum­
ausstattung das Geschehen. Ab dieser Phase können bei of­
fener Wohnungstür nennenswerte Mengen an Brandgasen 
in den Treppenraum einströmen. Die Warnung der am be­
troffenen Treppenaufgang gelegenen Nutzer vorausgesetzt, 
kann also in den ersten beiden Brandphasen eine wirksame 
Durchströmung des Treppenraums als angemessene Maß­
nahme angesehen werden.

Mit der schlagartigen Entzündung sämtlicher Brand­
lasten im Raum, dem Flashover, beginnt die Vollbrandpha­
se. Nun beginnt die Temperaturbeaufschlagung des Bau­
werks. Einen günstigen Verlauf der geplanten Maßnahmen 
vorausgesetzt, befinden sich die Gebäudebewohner nun 
bereits außerhalb des Treppenraums im Freien. Wem das 
Verlassen des Gebäudes nicht gelungen ist, muss nun ge­
fahrlos in seiner Wohnung warten können und dies auch 
wissen.

Werden die Abschnitte der Hilfsfrist betrachtet, befindet 
sich zu diesem Zeitpunkt die Feuerwehr in der Anfahrt zum 

2	 Die Aussage verschiedener Quellen differiert und beginnt bei etwa 3 Minuten.	
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Alarmobjekt. In weiteren 4 Minuten wird sie planmäßig mit 
dem Vortrag des Lösch- und Rettungseinsatzes beginnen 
können.

Zahlreiche Voraussetzungen der vorliegenden Betrach­
tung über die zeitlichen Abschnitte der Brandentwicklung 
können nicht in der ihnen gebührenden Genauigkeit be­
trachtet werden. Aspekte wie die Leistungsfähigkeit der 
Feuerwehr, die Lage und Erreichbarkeit des Gebäudes im 
Stadtraum, die Nutzerstruktur im Gebäude und das Niveau 
der Instandhaltung des Gebäudes können den geschilderten 
Ablauf wesentlich bestimmen.

Die unter Berücksichtigung des Brandverlaufs konkreti­
sierten Leistungsanforderungen können wie folgt benannt 
werden:

�� Frühzeitige Branderkennung,
�� Bereitstellung einer mindestens manuellen Alarmie­

rungsanlage mit Handtastern im Treppenraum und akus­
tischen Signalgebern hinter den Wohnungstüren,3

�� Ergreifen von Maßnahmen zur Rauchkontrolle,
�� Bereitstellen hinreichend leistungsfähiger Raumab­

schlüsse.
Die dargestellten Leistungsanforderungen werden nun im 
nächsten Schritt für eine Systematisierung wesentlicher 
Ausstattungen verwendet.

3.3 �Ausrüstungen und ihre Leistungen im  
Brandgeschehen

Jede Gebäudeausstattung, die als sicherheitstechnische 
Notwendigkeit angesetzt wird und von deren Verlässlich­
keit das Leben von Menschen abhängen kann, muss fach­
gerecht und so einfach wie möglich ausgeführt sein. Die 
Angemessenheit beinhaltet an dieser Stelle der Überle­
gung, dass jede Ausrüstung nur so dauerhaft wirksam ist, 
wie ihre Nutzung und Pflege für Nutzer und Betreiber im 
Alltag möglich und erstrebenswert ist. Dies hat einerseits 
zur Konsequenz, dass Ausstattungen möglichst aus dem 
privaten Bereich des Nutzers herausgehalten werden müs­
sen, andererseits ein Ausstattungsmaß angenommen wird, 
wie es für andere technische Einrichtungen in der Woh­
nung selbstverständlich ist.

Keinesfalls ist eine der dargestellten Ausstattungen aus 
sich heraus vorteilhafter als eine andere. Dies gilt besonders 
auch für bauliche Maßnahmen, welche ebenso der dauer­
haften Zuwendung bedürfen wie anlagentechnische Ein­
richtungen. Eine einzelfallbezogene und neutrale Beurtei­
lung möglicher Maßnahmen zu einem denkbar frühen Zeit­
punkt der Planungen ist dabei vorteilhaft für die dauerhafte 
Wirksamkeit im Betrieb. 

3	 Als Mindestausstattung sind die bereits in zahlreichen Bundesländern 
geforderten Ausrüstungen zu nennen, wobei hier die wohnungsweise Ver-
netzung, die Sicherung ihrer Betriebsbereitschaft durch Langzeitbatterien 
einer Lebensdauer von mindestens 10 Jahren, die Sicherung des Austauschs 
vor Ablauf der Lebensdauer und mindestens eine Fernwartung als Stand der 
Technik anzusehen ist.

Abb. 3 – 6: Über den hier vereinfacht dargestellten Brandverlauf lassen sich die notwendigen Leistungen der brandschutztechnischen Ausstattungen für die Brand-
phasen konkretisieren. Grundanforderungen sind frühzeitige Einleitung der Selbstrettung, Sicherung der Selbstrettung durch Rauchkontrolle im Treppenraum und 
Bereitstellung eines funktionierenden Arbeitsplatzes für die Feuerwehr. Die Grundanforderungen einschließlich der Rauchkontrolle während der Lokalbrandphase 
sichern die Nutzbarkeit des Gebäudes bis zum Eintreffen der Einsatzkräfte. Diese können dann bei Erfordernis ihre erweiterte Ausstattung zum Einsatz bringen.
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Baulicher Brandschutz

Erheblichen Einfluss auf die Wirksamkeit sowohl der Eigen- 
wie auch der Fremdrettung hat das Brandgeschehen, im 
Einzelnen die Rauchentwicklung und -ausbreitung in not­
wendige Rettungswege, aber auch die Brandausbreitung im 
und am Gebäude.

Zentrale Bedeutung nehmen dabei neben den Raumab­
schlüssen der Rettungswege selbst die Geschossdecken ein, 
welche mit dem Feuerwiderstand ihres Raumabschlusses 
und der wirksamen Abschottung von durchgeführten Lei­
tungsanlagen die Brandausbreitung über die Höhe des Ge­
bäudes im Rücken des vertikalen Rettungsweges einschrän­
ken können. Sie sind auch wichtige Voraussetzung für ge­
fahrloses Warten auf die Einsatzkräfte, sollte die Selbstret­
tung nicht gelungen sein.

Brennbare Ausstattungen von bauzeitlichen Treppen 
können ein eigenes Brandszenario erzeugen, welches mit 
besonderem Gefährdungspotenzial gleichzeitig den verti­
kalen Erschließungsweg unbrauchbar macht und den Brand 
an die oft ebenso bauzeitlichen Wohnungseingangstüren 
transportiert. Dieses Gefahrenpotenzial kann nur gemildert 
werden, indem betreiberseits mindestens gegen ergänzende 
treppenraumseitige Nutzungen eingeschritten wird.

Außerhalb des Gebäudes sind es neben temporären Bau­
gerüsten die Außenwandaufbauten, welche eine Brandfort­
leitung über die Höhe ermöglichen und mindestens den 
Vortrag des Lösch- und Rettungseinsatzes erschweren kön­
nen.
Beispielhafte Maßnahmen:

�� Türen zu Wohnungen als dichte und selbstschließende 
Türen (ds),

�� Türen mit Rauchschutzfunktion (RS),
�� Türen mit Freilauftürschließern (FLT),
�� Türen mit Feuerwiderstand (T 30),
�� Überarbeitung brennbarer Geschossdecken hinsichtlich 

eingebauter Zündquellen, Austausch der Schüttungen in 
Reparaturfeldern gegen Dämmungen mit einem 
Schmelzpunkt > 1000 °C, Unterseitige Bekleidung mit 
nicht brennbarer Auflage,

�� Unterseitige Ausstattung brennbarer Geschossdecken für 
einen Feuerwiderstand von mindestens 90 Minuten.

Rauchkontrolle

Wesentlicher Bestandteil bereits der Gebäudeausstattung 
nach MBO ist die Einrichtung von Öffnungen zur Rauchab­
leitung aus dem Treppenraum zur Unterstützung des Lösch­
angriffs. Diese Einrichtung dient auch ihrer eingeschränk­
ten selbsttätigen Wirksamkeit wegen der Rauchableitung 
während der Löscharbeiten.

Die Grundausstattung der Öffnung am oberen Abschluss 
oder in der Außenwand kann bis zur vollständigen Freistel­
lung der Treppe in der Vertikalen wie am oberen Abschluss 
skaliert werden. Hier kann sowohl eine wirksame Maßnah­
me zur Unterstützung der Einsatzkräfte erkannt werden, 
wie auch ein Mittel, eine vertikale Erschließung selbsttätig 
und ohne Einsatz von sicherheitstechnischen Einrich­
tungen über einen nennenswerten – bis beliebig langen – 
Zeitraum rauchfrei zu halten oder je nach Lage kontinuier­
lich mit Frischluft zu durchströmen, um eine hinreichend 
ungefährdete Nutzung zu gewährleisten.

Über die genannten stufenweisen Veränderungen kann 
so das Mittel der Rauchabführung, grundsätzlich vorgese­
hen zur Unterstützung des Löscheinsatzes, nun seine Wirk­
samkeit als Rauchkontrolle auch für die Verlängerung des 
Zeitraums hinreichend ungefährdeter Selbstrettung entfal­
ten.

Grundsätzlich kann der genannte Effekt auch mithilfe 
geeigneter Lüftungsanlagen erzeugt werden. Hier ist eine 
Skalierung über Wirksamkeit und Zuverlässigkeit auf 
Grundlage physikalischer Größen notwendig, welche die  
sichere Energieversorgung einschließen muss.
Beispielhafte Maßnahmen:

�� Freistellen des Treppenbereichs an einer Außenwand 
und an seinem oberen Abschluss,

�� Automatische großflächige Öffnung der Fenster in Au­
ßenwänden im Zusammenwirken mit großflächiger Öff­
nung des oberen Abschlusses, Ansatz min. 10 %,4

�� Durchspülung mit Druckregelung und direkter Energie­
versorgung,

�� Druckbelüftung der Klasse D nach EN 12101-6.

Sicherheitstechnische Anlagen

Der in Sonderbauten grundsätzlich legitime und dort je 
nach Gefährdungspotenzial geforderte Einsatz sicherheits­
technischer Anlagen kann in gezielter und im Einzelfall an­
gemessener Weise bauliche Maßnahmen und solche der 
Rauchkontrolle ergänzen.

Als Grundausstattung in aktuell geplanten Gebäuden 
kann dabei die Ausstattung mit wohnungsweise vernetzten 
Rauchwarnmeldern gelten. Wenngleich sie nicht zum Aus­
gleich bauaufsichtlich geforderter Ausrüstungen herange­
zogen werden können, kann ihre Wirkung durch weitere 
Alarmierungsanlagen ergänzt werden. Hier kann die früh­
zeitige Information der Nutzer im Zusammenwirken mit 
dem Wissen um angemessenes Verhalten im Brandfall nicht 
hoch genug geschätzt werden.

Je nach Erfordernis im Einzelfall können mit Blick auf  
einen Zeitgewinn gegen das Brandgeschehen und zur auto­
matischen Ansteuerung von sicherheitstechnischen Anla­
gen Brandkenngrößen automatisch überwacht werden. Die 
Bedenken gegen zu fehlerintensive Ausrüstungen in Woh­
nungen können gemildert werden durch Ausrüstungen, die 
bereits nach Öffnen der Wohnungstür zugänglich sind und 
somit ihr Betreten nicht erfordern.5

Weitere Ausrüstungen wie die Sicherheitsbeleuchtung 
und die Rettungswegkennzeichnung können insbesondere 
die Selbstrettung erleichtern.

Bei Ausrüstungen der Sicherheitsstromversorgung muss 
darauf hingewiesen werden, dass die häufig verwendete so­
genannte Sprinklerschaltung eine Sicherheitsstromversor­
gung nicht ersetzt. Betrachtungen zur Ausfallwahrschein­
lichkeit der öffentlichen Versorgung gehen dann ins Leere, 
wenn die Hauptabsperrung Elektro nur über einen 

4	 Beispielhafte Größenordnungen, im Einzelfall auch auf Grundlage der 
gegebenen Gebäudeausstattung festzulegen.	

5	  �Sofern Ausrüstungen nicht auf Funktion geprüft werden müssen wie 
beispielsweise Freilauftürschließer, kann die Diagnose ihrer Funktionsbe-
reitschaft über eine Datenverbindung neben der Wohnungstür oder über 
eine Fernprüfung erfolgen. Hier sind neben technischen Gegebenheiten 
und Regelungen insbesondere auch rechtliche Aspekte wie der Schutz der 
Privatsphäre zu beachten (automatische Überwachung von Einrichtungen 
in privaten Räumen).
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Brandraum erreichbar ist. In diesem Fall wird von den Ein­
satzkräften zur Herstellung einer hinreichend sicheren, so­
mit stromlosen Einsatzstelle zusammen mit dem Versorger 
die nächstmögliche Absperrung gewählt und so unter Um­
ständen mehrere Häuser, wenn nicht der gesamte Straßen­
zug abgesperrt. Dann sind auch die angeschlossenen Anla­
gen wirkungslos. Einfache Abhilfe kann geschaffen werden 
mit der Bereitstellung einer geschützt und zugänglich in­
stallieren Hauptabsperrung.
Beispielhafte Maßnahmen:

�� Sicherheitsbeleuchtung,
�� Rauchwarnmelder, wohnungsweise vernetzt, mit Lang­

zeitbatterien, sicherem Austausch nach Ablauf der  
Lebensdauer und Fernwartung,

�� Alarmierung durch akustische Signalgeber hinter den 
Wohnungstüren, Auslösung manuell im Treppenraum,

�� Automatische Überwachung von Brandkenngrößen und 
Ansteuerung sicherheitstechnischer Anlagen.

Organisatorischer Brandschutz
Jede Ausrüstung ist nur so gut wie ihre regelmäßige War­
tung und Prüfung. Selbstrettung und Löscheinsatz können 
erheblich erfolgreicher verlaufen, sofern unterwiesene und 
so besonnen wie möglich handelnde Menschen betroffen 
sind. Diese erstrebenswerte Situation wird ermöglicht durch 
die Bereitstellung von einfachen Brandschutzordnungen in 
geeigneten Sprachen, regelmäßige Unterweisungen, die re­
gelmäßige Wartung auch baulicher Ausrüstungen und die 
Prüfung wesentlicher Einrichtungen von neutraler Stelle. 
Hier kann als eine Maßnahme eines Gesamtkonzepts die 
Hereinnahme einer Ausrüstung in den Prüfumfang abhän­
gig von ihrer Bedeutung im Gesamtkonzept angesehen wer­
den, auch wenn dies formal nicht gefordert wird.
Beispielhafte Maßnahmen:

�� Brandschutzordnung A in nutzerabgestimmter Form,
�� Regelmäßige Unterweisungen,
�� Regelmäßige Übungen.
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N E W S L E T T E R

NEU!

Seit Oktober 2016 informiert der Newsletter „Bau-
en+“ alle 2 Monate über branchenspezifische Nach-
richten und Entwicklungen. Reinhard Eberl-Pacan, 
leitender Redakteur der Bauen+, stellt für Sie das 

Interessanteste und Aktuellste komprimiert und 
übersichtlich zusammen. So sind Sie auch zwi-
schen den Erscheinungsterminen der Zeitschrift 
immer auf dem Laufenden.

Herausgebergemeinschaft:

Oktober 2016

,

heute startet der erste Newsletter "Bauen+" gleich mit einer spannenden
Kontroverse zum Thema Gebäudedämmung:

Die Diskussion über Wärmedämmverbundsysteme (WDVS) aus
expandiertem Polystyrol (EPS) bestimmt weiterhin die Energiespar- und
Dämmlandschaftftf . Einerseits flammen immer wieder Bedenken gegen
diese Systeme aus Brandschutzgründen auf. Andererseits schafffff en die
Maßnahmen zum Brandschutz – insbesondere die Verwendung des Flammschutzmittels HBCD
(Hexabromcyclododecan) – massive Recyclingprobleme bei Dach oder Fassadendämmungen aus
EPS, die in die Jahre gekommen sind und saniert oder nachgebessert werden müssen.

Gibt es einen Königsweg? Vermutlich nicht, aber Auswege gibt es viele. Von der Verwendung
nichtbrennbarer Baustofffff e (z.B. Mineralwolle) oder nachwachsender Rohstofffff e, wie Holzfasern,
Holzspänen, Zellulose oder Hanf über den Einsatz anderer Flammschutzmittel, z.B. bromierte
Polymere, die dem Polystyrol zugesetzt werden, ist ihnen eines gemeinsam: Sie machen das
Dämmen nicht einfacher und schon gar nicht kostengünstiger. In Zeiten sinkender Energiepreise
ist das eine echte Herausforderung an die Motivation zum (freiwilligen) Energiesparen. Doch
steht hier mit dem Pariser Klimaabkommen und wieder steigender Ölpreise eine Kehrtwende an?

Wir wünschen Ihnen eine spannende Lektüre und viele Anregungen für Ihre Meinungsbildung
und freuen uns stets über Ihre Rückmeldungen, Anmerkungen und Wünsche.

Dipl.-Ing. Reinhard Eberl-Pacan
Redaktion »Bauen+«

Nachrichten und Aktktk uelles

Energgie

• Klimaabkommen und Ölppreise – neuer Schwungg für die Energgiewende?
• Dachdecker-Verband warnt vor Enggppässen bei Dämmstofffff -Entsorggungg

Baupphyysik

• TÜV NORD fordert besseren Schallschutz für Wohnggebäude
• Der Bauherren-Schutzbund rät: Brandschutz ggroße Aufmerksamkeit schenken

Gebäudetechnik

• Neuerscheinungg im Fraunhofer-IRB Verlagg: Gebäude mit Energgieggewinn
• Brennstofffff kosten senken mit moderner Technik
• Arbeitshilfe unterstützt Planer beim schadstofffff armen Bauen
• Last Exit Gerichtsverfahren - lieber schlichten statt streiten

Termine & Veranstaltunggen

• JJahrestaggungg des ForschunggsVerbunds Erneuerbare Energgien ((FVEE))
• Holz – Baustofffff der Zukunftftf || Nachverdichtungg
• Kölner Bauschaden-Seminare
• Essener Brandschutztagge

Heftvorschau

• Vorschau Bauen+ Ausggabe 6//2016

Möchten Sie den Newsletter an Freunde, Bekannte oder Geschäftspartrtr ner weiterleiten?
Dann klicken Sie bitte hier.


